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AKTUELL 
Abzug aus der CSFR 

(spk) Der  sowjetische Abzug aus 
der CSFR steht nach Angaben des 
Oberkommandierenden der dort 
stationierten Zentralen Gruppe der 
sowjetischen Armee, Generaloberst 
Eduard Worobjew, kurz vor dem 
Abschluss. In einem Gespräch mit 
der  «Prawda» betonte Worobjew 
am Mittwoch, es hätten bereits 
60 000 der insgesamt 73 500 sowjeti­
schen Armeeangehörigen das Land 
verlassen. 

Palästinenser angegriffen 
Israelische Militärmaschinen ha­

ben am Mittwoch ein Palästinenser­
lager an der libanesisch-syrischen 
Grenze angegriffen. Dabei sind drei 
palästinensische Kämpfer verwun­
det worden. Ein israelischer Militär­
sprecher bestätigte diesen Angriff. 
E r  erfolgte kurz nachdem Palästi­
nenser ein Lager der von Israel un­
terstützten Südlibanesischen Armee 
(SLA) beschossen hatten. 

Für Waffenstillstand 
Die Ruandische Patriotische 

Front (RPF) ist bereit, unter Ver­
mittlung des zairischen Präsidenten 
Mobutu Sese Seko in zwei Wochen 
mit der Regierung über einen Waf­
fenstillstand zu verhandeln. Das er­
klärte der Präsident Yoweri Muse-
veni am Dienstag abend nach der 
Rückkehr von einem Regionalgipfel 
in Dar-es-Salam, bei dem es um 
eine Lösung für die ruandischen 
Flüchtlinge ging. 

Gemeinden mit hohen Reserven erhalten weniger Finanzausgleich 
Die Regierung arbeitet an einer Änderung der ungebundenen Finanzmittel an die Gemeinden - Mehr Geld für finanzschwächere Gemeinden 

Vorwürfe an 
Boris Jelzin 

Moskau (AP) Der  russische Präsident 
Boris Jelzi. am Mittwoch im sowjeti­
schen Parlamt... .vegen seiner Rücktritts­
aufforderung an Michail Gorbatschow ins 
Kreuzfeuer der Kritik geraten. Abgeord­
nete der konservativen Sojusgruppe war­
fen Jelzin eine Bürgerkriegserklärung 
vor. Aber auch andere Abgeordnete 
veurteilten Jelzins Forderung nach sofor­
tigem Rücktritt des Präsidenten und 
Übertragung der  obersten Gewalt an den 
Föderationsrat. D e r  Oberste Sowjet be-
schloss nach der  einstündigen Ausspra­
che, so schnell wie möglich eine formelle 
Antwort an Jelzin zu erarbeiten. 

Benzin wird billiger 
Zürich (spk) Das  Benzin wird wieder 

billiger. Shell (Schweiz) senkt ab Don­
nerstag die Preise für Bleifrei und Süper-
benzin um 2 Rappen. Die Nummer 1 
unter den Schweizer Mineralölgesell­
schaften begründet die Massnahme mit 
der  Preisberuhigung an den internationa­
len Spotmärkten. 

An  den Internationalen Ölbörsen blie­
ben am Mittwoch morgen die Öl- und 
Produktepreise stabil. Das Barrel (159 
Liter) der Nordseesorte Brent notierte 
mit 17,4 Dollar auf Vortagesniveau. A m  
Rotterdammer Spotmmarkt sank die 
Tonne Benzin um 2 auf 218 Dollar. Das 
Heizöl gab um 5 Dollar nach und wurde 
zur Mittagszeit zu 283 Dollar gehandelt, 
wie Shell-Sprecher Eric Zanetti am Mitt­
woch auf Anfrage mitteilte. 
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(G.M.) - Das System für den Finanz­
ausgleich zwischen Staat und Gemeinden 
befindet sich derzeit in Überarbeitung. 
Die Regierung hat den Gemeinden eine 
Änderung des Verteilungsschlüssels der 
staatlichen Finanzzuweisungen unterbrei­
tet, der sich an den kurzfristig sich wan­
delnden Finanzbedarf der einzelnen Ge­
meinden anpassen soll. Die Vernehmlas­
sung ist dem Vernehmen nach abge­
schlossen, so dass die Vorlage wahr­
scheinlich in diesem Frühjahr - zusam­
men mit dem Gesetzesentwurf über die 
Subventionsregelung - im Landtag be­
handelt werden kann. 

Wesentliche Änderungen sind mit der 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 
nicht zu erwarten. Darauf weist auch die 
Regierung in ihrem Bericht im Rahmen 
der Vernehmlassung hin: «Ziel des Abän­
derungsvorschlags bilden die Reform des 
Zuteilungsschlüssels für den eigentlichen 
Finanzausgleich und die Anpassung der 
finanziellen Dotierung an den sich kurz­
fristig wandelnden Finanzbedarf der ein­
zelnen Gemeinden. Dabei sollen die Be­
messungsbasis für den Finanzausgleich 
und der prozentuale Ansatz für die Ge­
samtzuweisungen bis zu einer allenfalls 
notwendigen Gesamterneuerung des 
Ausgleichsschlüssels unverändert blei­
ben.» Wie bei den verschiedenen Ände­
rungen in den letzten Jahren, die vor 
allem eine Umverteilung von den finanz­
stärkeren auf die finanzschwächeren Ge­
meinden zum Ziele hatten, wird das be­
stehende System nicht angetastet. Eine 
grundlegende Reform des Finanzaus­
gleichs wäre nach Ansicht der  Regierung 
erst dann notwendig, wenn die Steuerein­
nahmen aufgrund einer Titelrevision des 

Steuergesetzes stark abweichende Ergeb­
nisse für einzelne Gemeinden bringen 
würde. 

Unterschiedliche Vermögenslage der 
Gemeinden 

Für die Ausrichtung der  Finanzaus­
gleichsmittel an die Gemeinden orientiert 
sich die Regierung im allgemeinen an der  
aktuellen Vermögenslage de r  kommuna­
len Verwaltungen, indem sie einen Ver­
gleich zwischen dem Verhältnis der  greif­
baren Mittel zu den Schuldverpflichtun­
gen anstellt. Nach einer Aufstellung der  
Regierung wiesen die elf Gemeinden En­
de 1989 einen Deckungsüberschuss von 
153,3 Mio. Fr. auf, womit die Gemeinden 
anhand ihrer Vermögensrechnungen bes­
ser dastehen als der Staat, für den zum 
gleichen Zeitpunkt nur  50,9 Mio. Fr.  
Deckungsüberschuss ausgewiesen wurde. 
Offenbar verschiebt sich die günstige Fi­
nanzsituation zusehends zugunsten der 
Gemeinden, zumindest lässt eine Äusse­
rung der Regierung darauf schliessen: 
«Während sich die Reservekapitalien al­
ler Gemeinden erhöhen, sinkt der Über­
hang der greifbaren Mittel über die 
Schulden Verpflichtungen beim Land ab.» 

Allerdings zeigen sich bei näherer Be­
trachtung erhebliche Unterschiede in der 
Finanzkraft einzelner Gemeinden. D e r  
Deckungsüberschuss von Vaduz belief 
sich Ende 1989 auf 67,3 Mio. Fr. und von 
Schaan auf 32,2 Mio. Fr. Demgegenüber 
verfügen Gamprin, Schellenberg, Rug-
gell und Planken über ungedeckte Schul­
den, die von 620 000 Fr. (Planken) bis zu 
2,6 Mio. Fr. (Gamprin) reichen. Oder 
anders ausgedrückt: Während die Ge­
meinde Vaduz über ein Reservekapital 

von 13 680 Fr. je Einwohner verfügte, 
hatte die Gemeinde Planken pro Kopf 
der  Bevölkerung eine ungedeckte Schuld 
von 2075 Fr. 

Neuer Verteilschlüssel 
. Der  modifizierte Verteilschlüssel geht 

wie bisher von verschiedenen Zuteilungs­
stufen aus, die sich nach dem Verhältnis 
der  Einwohner, zur Abdeckung von 
Mehrkosten aufgrund topographischer 
Verhältnisse und an der Angleichung von 
Pro-Kopf-Ergebnissen orientieren, teil­
weise aber Zuteilungen zu gleichen Tei­
len vornehmen. In den Genuss höherer 
Zuteilungen gelangen nach diesem Vor­
schlag in erster Linie die Berggemeinden 
Planken und Schellenberg, die eine unge­
deckte Schuld in ihrer Bilanz aufweisen, 
sowie Triesenberg, die nach Angaben der 
Regierung aufgrund von hohen laufenden 
Verpflichtungen auf höhere Zuweisungen 
angewiesen ist. Für die einwohnerschwa­
chen Gemeinden Gamprin und Ruggell 
erachtet die Regierung eine Anhebung 
der  Finanzzuweisungen ebenfalls von der 
Vermögenslage her als gerechtfertigt, 
während für die mittelgrossen Gemein­
den Balzers, Triesen, Eschen und Mau­
ren der bisherige Zuteilungsrahmen bei­
behalten werden soll. Die Umvertei­
lungssumme von rund 2,6 Mio. Fr. wird 
damit von Schaan und Vaduz zu tragen 
sein, die jedoch - wie oben angeführt -
über erhebliche Finanzreserven verfügen. 

Ausschluss von Finanzzuweisungen 
Neu in der Vernehmlassungsvorlage 

ist, dass Gemeinden mit hohem Reserve­
kapital oder mit einem Gemeindesteuer­
zuschlag von weniger als 200 Prozent 

EWR als «zweiter Pfeiler der neuen Architektur» 
Ein erster Entwurf für  einen EWR-Vertrag zwischen E G  und EFTA soll im April vorliegen 

(G.M.) - Die Neuordnung Europas 
schreitet in den Schaltzentralen von EG 
und EFTA offensichtlich recht rasch vor­
an. Während die EG an ihrem Fahrplan 
zur Schaffung des Europäischen Binnen­
marktes bis Ende 1992 unverändert fest­
hält, zeigten sich in den letzten Monaten 
gewisse Divergenzen zwischen EG und 
EFTA bei der geplanten Schaffung eines 
Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR). 
Nachdem anfangs dieser Woche die Chef­
unterhändler der beiden Wirtschaftsblök-
ke in Brüssel zusammengetroffen waren, 
verlautete nach dieser achten Verhand­
lungsrunde, ein erster Entwurf für einen 
EWR-Vertrag werde bereits im April 
vorliegen. 

Von «erheblichen Fortschritten» war 
die Rede nach der Tagung der  gemeinsa­
men Verhandlungsgruppe am 22. und 23. 
Januar 1991 in der belgischen Haupt­
stadt. Gemäss den Worten des EFTA-
Vorsitzenden der Verhandlungsgruppe, 
Manfred Scheich, ist der EWR-Prozess 
unumkehrbar, obwohl noch Meinungsun­
terschiede zwischen EFTA und E G  vor 
allem in bezug auf die Liberalisierung des 
Agrarhandels und der Mitsprache der 
EFTA in einem künftigen Europäischen 
Wirtschaftsraum bestehen. Die «neue 
Dynamik», von der die gemeinsame EF-
TA-EG-Ministerkonferenz vom 19. De­
zember 1990 sprach, kommt in den fest­
gesetzten Daten zum Ausdruck: Bis im 
April soll ein erster Entwurf eines EWR-
Vertrages vorliegen, bis im Sommer wer­
de das EWR-Abkommen unterzeichnet 
sein. 

Beim Besuch des österreichischen 
Bundeskanzlers Franz Vranitzky am 
Montag bei EG-Kommissionspräsident 
Jacques Delors wurde ebenfalls unterstri­
chen, dass die EWR-Verhandlungen un­
ter österreichischem Vorsitz beendet wer­
den sollen - die Österreicher haben tur-
nusgemäss den Vorsitz in der EFTA noch 
bis zum 1. Juli inne. Weitere Details wer­
den voraussichtlich nach dem Konferenz 
der EFTA-Minister in Erfahrung ge­
bracht werden können, die sich am 

1. März zu einer weiteren informellen 
Tagung in Genf treffen wollen. 

Von der «neuen Dynamik» geprägt er­
scheint a.uch das Arbeitsprogramm der  
Kommission der  Europäischen Gemein­
schaft, in dem die E G  als «Grundpfeiler 
der  neuen europäischen Architektur» be­
zeichnet wird. 

Vor  diesem Hintergrund müsse die 
EG-Kommission, heisst es im Arbeits­
programm weiter, ein geeignetes Kon­
zept für ihre partnerschaftlichen Bezie­
hungen mit den übrigen Ländern Euro­
pas entwerfen: «Als Ergebnis dieser Ver­
handlungen soll der Europäische Wirt­
schaftsraum als zweiter Pfeiler der neuen 
Architektur entstehen.» 

Für  unser Land stehen in den nächsten 
Monaten damit turbulente Zeiten bevor, 
denn neben dem EWR-Vertrag gilt es 
auch die Frage des Vollbeitritts zur 
E F T A  zu regeln. Schwerpunkt dürfte je­
doch das Problem der Ausnahmeregelun­
gen zu den EWR-Vorstellungen der E G  
bilden, die von den EFTA-Staaten inzwi­
schen in Schutzklauseln oder Übergangs­
regelungen umgewandelt wurden. Was 
genau in dieser Richtung auf unser Land 
zukommt, kann zum gegenwärtigen Zeit­
punkt wohl kaum abschliessend aufgeli­
stet werden. Regierungschef Hans Brun­
hart hat in einer Ansprache vor dem 
EFTA-Ministerrat im Dezember 1990 
erst eine Andeutung gemacht: Die Rück­
nahme der  Ausnahmen sei für Liechten­
stein «mit Opfern verbunden». 

Wieder schwarzer Regen in Iran 
Mindestens 50 Ölbrände in Kuwait - Ölpest kleiner als angenommen 

Dhahran (AP) Im Süden Irans ist am 
Mittwoch wieder schwarzer, schmieriger 
Regen gefallen. Wie die amtliche irani­
sche Nachrichtenagentur IRNA meldete, 
war es bereits das vierte Mal seit Beginn 
des Golfkrieges, dass in dem von 400 000 
Menschen bewohnten Gebiet nahe der 
irakischen Grenze giftiger Niederschlag 
fiel. 

Betroffen von den durch brennende 
Ölanlagen und -felder verursachten 
Schadstoffregen waren diesmal insbeson­
dere  die Hafenstadt Buschehr und die 
Stadt Gonaweh, berichtete die Agentur. 

* 

Anders als bei der  Ölpest im Persi­
schen Golf sind von dem schwarzen Re­
gen Menschen direkt betroffen. Die Aus­
wirkungen auf die Gesundheit sind aber 
ebenso unklar wie die Schadstoffzusam­
mensetzung des Niederschlags. Wissen­
schaftler sind sich bisher nur darüber ei­
nig, dass der schwarze Regen Schwefel 
enthält. Ein Sprecher der Umweltschut­
zorganisation Greenpeace, Steve Eis­
worth, sagte, wie die Ölpest im Meer 

würden Regen und Rauch eine «schreck­
liche» Wirkung auf die Umwelt in der 
ganzen Region haben. «Doch anders als 
bei der Ölverschmutzung werden die Fol­
gen der Feuer mehr Menschen als Ökosy­
steme verletzen.» Die Folgen für Lebens­
bedingungen und Landwirtschaft gelten 
als unabsehbar. 

Von der riesigen Ölpest im Golf sind 
bisher rund 160 Kilometer der saudiarabi­
schen Küste betroffen. Wie weiter am 
Dienstag in Dhahran bekannt wurde, 
wurde die Ölverschmutzung zu knapp 
einem-Drittel von den Alliierten verur­
sacht. Zugleich hiess es, der Ölteppich im 
Golf sei nicht so gross wie ursprünglich 
angenommen. 

Wie der Forschungsdirektor an  der 
saudiarabischen Universität für ö l  und 
Bodenschätze, Abdullah Dabbagh, sagte, 
zeigen neueste Satellitenaufnahmen, dass 
rund 1,5 Millionen Barrel (1 Barrel = 159 
Liter) Rohöl seit Beginn des Krieges ins 
Meer geflossen seien. 

Mehr über den G o l f  krieg auf  Seite 13. 

nicht mehr in den Genuss eines bestimm­
ten Anteils der  Finanzzuweisungen gelan­
gen sollen. Gemeinden, so die Schlussfol­
gerung der Regierung, die eine Senkung 
des Gemeindesteuerzuschlags vorneh­
men, dokumentierten mit dieser Mass­
nahme, dass der Finanzbedarf für die Er ­
füllung der Aufgaben geringer geworden 
sei oder dass sie über genügend Finanzre­
serven verfügten. Auf  der anderen Seite 
sollen künftig Gemeinden mit hohen Re­
serven ebenfalls nicht mehr den vollen 
Finanzausgleich erhalten: «Das Vorhan­
densein überdurchschnittlicher Reserven 
ist Nachweis eines geringeren Finanzbe­
darfs, da die Einnahmen nicht für die 
Aufgabenerfüllung zu verwenden waren, 
sondern aufgespart werden konnten.» 

D a  die Regierung eine Umverteilung 
der Reservefonds von der Landes- auf die 
Gemeindeebene vermeiden möchte, sol­
len die Ausgleichszahlungen an Vaduz, 
Schaan, Triesen und Eschen gekürzt wer­
den. Vaduz und Schaan erhalten gemäss 
diesem Vorschlag bereits rund 1,3 Mio. 
Fr. weniger zugeteilt aufgrund des verän­
derten Verteilungsschlüssels, wegen ho­
her Finanzierungsreserven sollen weitere 
260 000 Fr. abgehen. Für Schaan tritt 
ausserdem eine Reduktion aufgrund des 
verminderten Gemeindezuschlags in 
Kraft, die identisch ist mit der  Verminde­
rung aufgrund der hohen Reserven. Die 
Gemeinde Triesen würde rund 1 Mio. Fr.  
weniger erhalten, Eschen rund 2,3 Mio. 
Fr. weniger, weil beide Gemeinden über 
ausreichende Finanzreserven verfügen: 
Ende 1989 wies Triesen 13,8 Mio. Fr .  
Reserven aus, in Eschen waren es gar 
15,8 Mio. Fr. 

Europaparlament 
fordert EG-Initiativen 

Strassburg (spk/dpa) Das EG-Parla­
ment hat die Europäische Gemeinschaft 
(EG)  dringend zu diplomatischen Initiati­
ven für eine friedliche Beendigung des 
Golfkrieges aufgefordert. Sprecher der 
Sozialisten und Liberalen warfen am 
Mittwoch in Strassburg dem EG-Mi­
nisterrat Untätigkeit und mangelnde 
Koordination der diplomatischen Mass­
nahmen vor. 

Besonders scharf äusserte sich der 
Fraktionschef der  Liberalen, Valery Gis-
card d'Estaing. D e r  frühere französische 
Präsident warf den zwölf Regierungschefs 
vor, ohne Konsultation und oft ohne In­
formation ihrer Partner zerstreute Initia­
tiven ergriffen zu haben. «Der Golfkrieg 
hat uns zum Europa der Einzelstaaten 
zurückgeführt», sagte Giscard. E r  forder­
te die Errichtung einer europäischen 
Agentur zur Kontrolle der  Waffenexpor­
te in den Nahen Osten, die dem EG-Rat 
der  Verteidigungsminister unterstellt 
werden sollte. 

Die Parlamentarier kritisierten, dass 
nur  vier der  zwölf EG-Aussenminister 
über  den Inhalt der sowjetischen Frieden­
sinitiative informiert worden seien. E G -
Ratspräsident Jacques Poos betonte in 
seiner Rede die Prioritäten einer künfti­
gen Friedensregelung. A m  wichtigsten 
seien dabei die Beschränkung der Waf­
fenexporte in den Nahen Osten, vertrau­
ensbildende Massnahmen zur Vorberei­
tung einer Friedensordnung und die wirt­
schaftliche Entwicklung der Region. 
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